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Anmerkung: Der Gini-Index, auch Gini-Koeffizient genannt, misst die Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen in einem Land. Je höher der Wert, desto 
größer die Ungleichheit. Bei einem Gini-Wert von 0 wäre das gesamte Vermögen gleich verteilt, während bei einem Wert von 100 sämtliches Vermögen im Besitz 
einer Person wäre. Der Gini-Koeffizient wird anhand der offiziellen Einkommensstatistik berechnet und ist für Länder mit einer großen Schattenwirtschaft, die sta-
tistisch nur schwer erfasst werden kann, daher nur begrenzt aussagekräftig.
Quelle: World Income Inequality Database, UNU-WIDER, Stand  6. Mai 2020, https://www.wider.unu.edu/database/wiid.

Grafik 3: Kirgistan und Vergleichsländer im Gini-Index (2017)
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Zusammenfassung
Die Pandemiebekämpfung undemokratischer Regime in ganz Asien offenbarte eine bislang wenig beachtete 
Problematik im Kern ihrer Strategien zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Gesundheitsinfrastruktur. Der 
Versuch, ein Gleichgewicht zwischen der Gesundheit der Durchschnittsbürger und der Stabilitätssicherung des 
Regimes zu schaffen, wurde oft unter totaler Missachtung der Rechte und Freiheiten der lokalen Bevölkerung 
durchgeführt. In einigen extremen Fällen wurde die öffentliche Gesundheit systematisch den Machterhaltungs-
interessen der regierenden Elite untergeordnet. Beobachtbar ist ein solches Szenario in Turkmenistan, wo die 
kategorische Weigerung des Regimes, die Pandemie anzuerkennen, zu einer offensichtlich rasant steigenden 
Infektionsrate im ganzen Land und einer beträchtlichen Anzahl an Toten in nahezu jeder Gemeinde geführt hat.

Dabei handelt es sich sicherlich nicht um die erste öffentliche Gesundheitskrise in Turkmenistan: Statt-
dessen gibt es ausreichend Belege, dass der Umgang hinsichtlich der Behandlung HIV-positiver Patienten 
bereits von einer ähnlichen Leugnungshaltung des Regimes in Aschgabat geprägt war. Währenddessen zei-
gen aktuelle internationale Berichte über die Situation in Turkmenistan, dass die Nahrungsmittelunsicher-
heit im Land in einem besorgniserregenden Maße steigt. Diese Entwicklung wird im Mittelpunkt dieses 
kurzen Artikels stehen. Es soll argumentiert werden, dass die Verschlechterung der Lebensmittelstandards 
und des Ernährungsniveaus in Turkmenistan ein zwangsläufiger Bestandteil des unaufhaltsamen Nieder-
gangs ist, in dem der turkmenische Autoritarismus begriffen ist.

ANALYSE

Nahrungsmittelknappheit und sinkende 
Ernährungsstandards in Turkmenistan
Bereits vor dem Ausbruch der Covid-19-Pandemie gab 
es Berichte über einen im ganzen Land herrschenden 

Mangel an Lebensmitteln. Insbesondere im Sommer 
2019 waren vor den staatlichen Geschäften in Asch-
gabat und verschiedenen Provinzstädten lange Schlan-
gen zu beobachten. In der glühenden Hitze des turk-
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menischen Sommers stellten die langen Wartezeiten vor 
den Lebensmittelgeschäften eine hohe Belastung dar. 
Internationale Medien, die über Turkmenistan berich-
ten, wiesen darauf hin, dass Grundnahrungsmittel wie 
Eier, Mehl oder Brot in den Geschäften der vom turk-
menischen Staat betriebenen Ladenkette oft nicht mehr 
verfügbar waren. Die Engpässe im Jahr 2019 weckten 
Erinnerungen an die tiefgreifende Krise im Jahr 2017, 
im Zuge derer das Regime ein Rationierungssystem ein-
führte, um den Verkauf bestimmter Arten von Lebens-
mitteln wie Mehl, Brot, Zucker, Sonnenblumenöl, Reis 
und Eier zu regulieren. Zwischen diesen beiden Krisen 
wechselten sich gelegentliche Entspannungsphasen mit 
weiteren Beschränkungen des Lebensmittelhandels in 
den staatlichen Geschäften ab: Grundnahrungsmittel 
wurden zu dieser Zeit weiterhin rationiert, allerdings 
erlaubte die Regierung es gelegentlich, zu höheren Prei-
sen unbegrenzte Mengen an Lebensmitteln zu erwerben.

In der Regel können die meisten der Produkte, die 
in den staatlichen Geschäften nicht mehr verfügbar sind, 
in privaten Geschäften oder auf einem der vielen Märkte 
des Landes erworben werden. Aber auch in diesen Fäl-
len ist die Versorgung der Bevölkerung mit Grundnah-
rungsmitteln stark eingeschränkt, hauptsächlich da sie 
für viele Menschen schlichtweg nicht erschwinglich sind. 
Vor dem Hintergrund einer lange anhaltenden Wirt-
schaftskrise und einer beispiellosen Arbeitslosenquote 
im Land (während die offizielle Arbeitslosenquote bei 
4 % liegt gehen unabhängige Schätzungen von 60 % 
aus) ist es für die Mehrheit der Bürger Turkmenistans, 
insbesondere für diejenigen, die einer niedrigeren sozio-
ökonomischen Schicht angehören, keine Option, außer-
halb der staatlichen Geschäfte einzukaufen, da in den 
privaten Geschäften und auf dem Basar deutlich höhere 
Preise verlangt werden.

Darin offenbart sich deutlich die Zwangslage, in der 
sich Turkmenistans Lebensmittelversorgung befindet. 
Die Krise hat zwei miteinander zusammenhängende 
Gefahren für die Nahrungsmittelsicherheit hervorge-
bracht: zum einen die Knappheit an Lebensmitteln, zum 
anderen ihre mangelnde Bezahlbarkeit. Nach einem 
Bericht von Human Rights Watch zwingt der konti-
nuierliche Anstieg der Lebensmittelpreise turkmeni-
sche Durchschnittsfamilien dazu, zunehmend größere 
Anteile ihres monatlichen Lohns für Lebensmittel auf-
zuwenden. Es ist nicht mehr unüblich, von Menschen 
zu hören, die mehr als 70 Prozent ihres Monatslohns für 
Lebensmittel ausgeben. Die Tiefe und Komplexität die-
ser Krise zeigt sich darin, dass sich die Nährstoffversor-
gung der Bevölkerung zunehmend verschlechtert. Das 
hängt damit zusammen, dass turkmenische Bürger, die 
nicht zur Elite gehören, hinsichtlich ihrer Ernährung 
nur über eingeschränkte Wahlmöglichkeiten verfügen. 
Sie müssen sich in der Regel mit den günstigsten Optio-

nen, die letztlich nur einen geringen Nährwert besitzen, 
zufriedengeben.

Dieses alles in allem düstere Szenario steht in schar-
fem Kontrast zur Rhetorik der Regierung, was die Nah-
rungsmittelsicherheit angeht: die offizielle Propaganda 
behauptet weiterhin, dass Turkmenistan ein Land des 
Überflusses inmitten eines goldenen Zeitalters (altyn 
asyr) sei, dass nicht nur seine Bürger ernähren könne, 
ohne auf Importe angewiesen zu sein, sondern auch noch 
eine regionale Wirtschaftsmacht mit hohen landwirt-
schaftlichen Exporten darstelle. Es gibt absolut keine 
Belege dafür, dass dieses übermäßig rosige Bild, wie es 
das notorisch unzuverlässige Regime in Aschgabat zeich-
net, der Realität entspricht. Wenn überhaupt, dann hat 
sich die Covid-19-Pandemie verstärkend auf die oben 
beschriebenen Unsicherheitsdynamiken ausgewirkt.

Als sich die Pandemie in Zentralasien ausbreitete, 
entschied die turkmenische Regierung, die Grenze zum 
Iran hermetisch abzuriegeln. Im Zuge dieser Entschei-
dung verschlechterte sich die Versorgung mit Grund-
nahrungsmitteln weiter. Seitdem gehört es zum Alltag 
der turkmenischen Bürger, für Hühnerfleisch, Pflan-
zenöl, Eier und Zucker Schlange zu stehen. In drei 
Provinzen (Mary, Daschogus, Balkan) ist der Zugang 
zu den staatlichen Geschäften momentan der lokalen 
Bevölkerung vorbehalten, was einen Indikator dafür 
darstellt, dass die landwirtschaftliche Produktion und 
Versorgung des Landes immer noch mit erheblichen 
Problemen zu kämpfen hat. Turkmenistans Lebens-
mittelsituation weckt gegen Ende des Jahres 2020 in 
jeder Hinsicht Erinnerungen an die Situation der spä-
ten 1980er-Jahre, die durch den vertrauten Anblick von 
Sowjetbürgern geprägt waren, die bei ihren täglichen 
Lebensmitteleinkäufen Schlange stehen mussten.

Es ist jedoch sehr schwierig einzuschätzen, ob die 
anhaltende Nahrungsmittelunsicherheit zu einem 
schwinden Rückhalt des Regimes in der Bevölkerung 
führen wird. In den Staatsmedien findet sich selbstver-
ständlich keine Spur von den Protesten angesichts der 
Lebensmittelsituation im Land. Internationale Medien, 
die in Turkmenistan arbeiten, berichteten jedoch Anfang 
April 2020 – nachdem die Grenze zum Iran geschlossen 
wurde – von einer mittelgroßen Demonstration in der 
Region Mary. Sie wurde erst aufgelöst, als die Demons-
tranten, die sich über Engpässe in den lokalen staatli-
chen Geschäften beschwerten, von den Behörden vor 
Ort kostenlose Säcke Mehl bekamen. Dieses Vorgehen 
zeigt die Besorgnis der Regierung, dass sich die Unzu-
friedenheit über die schlechte Versorgungslage in Turk-
menistan ausbreiten könnte.

Noch deutlicher zu erkennen ist jedoch, dass Präsi-
dent Gurbanguly M. Berdymuchammedow und seine 
Gefährten keinerlei politisches Interesse hegen, Refor-
men des zugrundeliegenden ökonomischen Modells 
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durchzuführen, das dafür verantwortlich ist, dass sich 
eine derartige Nahrungsmittelunsicherheit in Turkme-
nistan ausbreiten konnte. Im Folgenden soll versucht 
werden, dieses Modell zu beschreiben und untersucht 
werden, wie es sich auf die Strukturen der turkmeni-
schen Lebensmittelproduktion auswirkt.

Nahrungsmittelunsicherheit unter den 
Bedingungen der Rentenökonomie
Landwirtschaft spielt in den ökonomischen Planungen 
der turkmenischen Regierungen eine relativ untergeord-
nete Rolle. Das ökonomische System Turkmenistans ist 
in obsessiver Weise auf die Extraktion der großen Erd-
gasvorkommen des Landes, die Entwicklung der damit 
zusammenhängenden Industrie und den Export des Erd-
gases ausgerichtet. Mitte der 2010er-Jahre berichtete die 
Weltbank, dass der Energiesektor für etwa 35 Prozent des 
turkmenischen BIP, 90 Prozent der Exporte, und 80 Pro-
zent der Steuereinnahmen verantwortlich war. In den letz-
ten Jahren wurden seitens des Regimes in Aschgabat keine 
politischen Bemühungen unternommen, die Abhängig-
keit Turkmenistans von der Erdgasindustrie zu verrin-
gern. Gegen Ende des Jahrzehnts, als die turkmenische 
Wirtschaft im Ganzen erheblich schrumpfte und beson-
ders in denjenigen Sektoren starke Rückgänge verzeich-
nete, die nichts mit der Energiewirtschaft zu tun haben, 
blieb Erdgas weiterhin der zentrale Fokus der Regierung 
und, am allerwichtigsten, auch der Investoren. Als die 
Lebensmittelkrise sich verschlimmerte, wurde der renten-
ökonomische Charakter der turkmenischen Wirtschaft, 
wo möglich, weiter vertieft.

Es gibt zwei Hauptarten, wie sich die energiezen-
trierte Struktur der turkmenischen Produktion auf die 
Nahrungsmittelsicherheit der Bevölkerung auswirkt. 
Zum einen hat sie einen direkten, schädlichen Einfluss 
auf den Landwirtschaftssektor, da die Logik der Ren-
tenökonomie dazu führt, dass weder dringend benö-
tigte Kapitalinvestitionen noch Gelder für Forschung 
und Entwicklung in die Landwirtschaft fließen. Wie 
oben bereits dargelegt wurde, gibt es schlichtweg keine 
verlässlichen, statistischen Belege für die Behauptung 
der Regierung, dass sie mit ihrer Strategie, Turkme-
nistan von Importen landwirtschaftlicher Produkte 
und Lebensmittel unabhängig zu machen, erfolgreich 
gewesen wäre. Die Regierung behauptet, dass bereits 
in den späten 1990er-Jahren eine autarke Lebensmit-
telversorgung erreicht worden wäre, was einer außer-
gewöhnlichen politischen Trendumkehr gleichkäme, 
war doch Turkmenistan über den langen Zeitraum der 
Sowjetunion hinweg durchgehend ein Nettoimporteur 
von Lebensmitteln. Tatsächlich scheint es vernünftige 
Gründe zu geben, anzunehmen, dass die inländische 
Landwirtschaft nicht mehr als 40 Prozent des aktuel-
len Lebensmittelbedarfs des Landes decken kann. Die 

große Mehrzahl der landwirtschaftlichen Importe wird 
nach einem im September 2020 veröffentlichten Bericht 
von Human Rights Watch in der Islamischen Repu-
blik Iran produziert. Daran wird deutlich, wie massiv 
Turkmenistan seine Handelsbeziehungen, zumindest 
im landwirtschaftlichen Bereich, umgestellt hat: zum 
Zeitpunkt der Unabhängigkeit stammten 86 Prozent 
aller von der Turkmenischen SSR importierten Güter 
aus anderen Sowjetrepubliken.

Die zweite Gruppe von strukturellen ökonomischen 
Faktoren, die im Zentrum des aktuellen Nahrungsmit-
telnotstandes in Turkmenistan stehen, haben mit der 
Krise zu tun, die das Land seit Mitte der 2010er-Jahre 
aufgrund schwindender Staatseinnahmen erlebt. Diese 
Krise wirkt sich direkt auf die Kaufkraft der turkme-
nischen Bürger aus. Schwankungen der Einnahmen 
aus dem Erdgasexport sind in ihren Auswirkungen auf 
die Kaufkraft für alle Bürger spürbar, ob sie in Turk-
menistans einst blühendem öffentlichen Sektor arbei-
ten oder prekäreren, privatwirtschaftlichen Tätigkei-
ten nachgehen. Regelmäßig werden Bargeldabhebungen, 
und damit die Menge des im Land zirkulierenden Bar-
gelds, begrenzt. Solche pauschal verhängten Begrenzun-
gen erschweren selbst wohlhabenderen Bürgern, die nor-
malerweise in privaten Geschäften oder auf dem Basar 
einkaufen würden, den Zugang zu Lebensmitteln. Das 
legt nahe, dass sich bereits in den bessergestellten sozio-
ökonomischen Schichten Turkmenistans Tendenzen 
zu Nahrungsmittelknappheit finden lassen, womit der 
sonst kausale Zusammenhang von Armut und Nah-
rungsmittelunsicherheit gewissermaßen aufgehoben ist.

Gleichzeitig hat die Staatseinnahmenkrise dazu 
geführt, dass das von Saparmurat Niyazow, Turkme-
nistans erstem Präsidenten nach der Unabhängigkeit, ein-
geführte Subventionssystem nahezu komplett abgeschafft 
wurde. Hierbei ist eine Entwicklung erkennbar, welche für 
den hier untersuchten Kontext von Bedeutung ist. Inner-
halb dieses Systems wurden Grundnahrungsmittel wie 
Salz, Mehl oder Reis von staatlicher Seite massiv subven-
tioniert, wodurch es durchschnittlichen Bürgern ermög-
licht wurde, trotz ihres in der Regel dürftigen Lohns über 
die Runden zu kommen. Die Abschaffung dieses Sub-
ventionssystems und der oben beschriebene sprunghafte 
Anstieg der Lebensmittelpreise sind die zwei hauptsäch-
lichen Ursachen für die in besorgniserregendem Maße 
ansteigende Belastung, die der Einkauf von Lebensmitteln 
für das monatliche Budget, und damit für den Lebensstan-
dard durchschnittlicher turkmenischer Bürger, welche 
nicht zur Elite des Landes gehören, darstellt.

Konklusion: Nahrungsmittelunsicherheit 
und autoritärer Verfall
Das beharrliche Festhalten an einem rentenökonomi-
schen Ansatz prägt nicht nur das Wirtschaftsleben im 
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postsowjetischen Turkmenistan, es ist auch zu einem 
wesentlichen Bestandteil der Machterhaltungsstrate-
gien von Berdymuchammedow und seinen Verbünde-
ten geworden. Die ungehinderte Verfügungsgewalt der 
Eliten über die maßgeblichen Einnahmequellen trägt in 
ihrer Entwicklung nach wie vor im Wesentlichen klep-
tokratische Züge: die mangelnde Transparenz des staat-
lichen Haushalts und das bewusste Versagen, minimale 
Mechanismen der Kontrolle – einschließlich selbst rudi-
mentärster Staatsfonds – einzuführen, zeigen, dass das 
Management der Einnahmen aus dem Erdgasgeschäft 
seitens des turkmenischen Regimes von einer umfas-
senden Agenda staatlicher Korruption bestimmt wird.

Der kontinuierliche Rückgang der Staatseinnahmen 
hat verheerende Auswirkungen auf die Möglichkeiten 
durchschnittlicher Bürger, sich regelmäßig mit bezahl-
baren und nahrhaften Lebensmitteln zu versorgen. Trotz 
seiner reichen Erdgasvorkommen leidet Turkmenistan 
nun unter einer weitverbreiteten Lebensmittelknapp-
heit. Dies ist ein weiterer deutlicher Indikator für das 

umfassende Scheitern des Regimes, das Land effektiv 
zu regieren. Da es aktuell keine Planungen gibt, die 
wirtschaftliche Struktur Turkmenistans zu diversifizie-
ren, und die Versuche des Regimes, neue Abnehmer für 
ihr Erdgas zu finden, bisher keine Erfolge zeigen, wird 
sich die aktuelle Einnahmenkrise wohl weiter in die 
Länge ziehen. Es wurden keine strukturellen Maßnah-
men ergriffen, um die momentane Lebensmittelkrise 
zu bekämpfen. Auch in der Ernährungspolitik wird die 
Bevölkerung Turkmenistans von Berdymuchammedovs 
Regime ihrem Schicksal überlassen. Die Lebensmittel-
knappheit ist zu einem weiteren Verfallssymptom des 
turkmenischen Autoritarismus geworden, einem korrup-
ten Regime, das nicht nur systematisch die sozialen und 
politischen Rechte seiner Bürger verletzt, sondern zudem 
unfähig ist, eine basale öffentliche Gesundheitsversor-
gung sicherzustellen. Die Belastbarkeit der turkmeni-
schen Bürger wird damit erneut auf die Probe gestellt.

Übersetzung aus dem Englischen: Armin Wolking
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Turkmenistan: Denial, Inaction Worsen Food Crisis  
(Human Rights Watch, 23.09.2020)
Pandemic Compounds People’s Struggle for Affordable Food
(New York)—Government inaction in response to the economic fallout of the Covid-19 pandemic has drastically 
exacerbated Turkmenistan’s pre-existing food crisis, Human Rights Watch and the Turkmenistan Initiative for Human 
Rights (TIHR) said today. Shortages of subsidized food, accelerating since 2016, have worsened, with people waiting 
hours in line to try to buy more affordable food products, often being turned away empty-handed.

Turkmenistan’s government denies the existence of poverty in the country and has failed to provide relief to econ-
omically vulnerable groups, even as unemployment has skyrocketed during the pandemic. In the absence of any strat-
egy to provide economic or social assistance, constraints on people’s access to affordable food mean that the govern-
ment is failing to meet its international obligations to ensure an adequate standard of living and the right to food.

“Turkmenistan’s government has prioritized the country’s image over people’s well-being,” said Rachel Denber, deputy Europe 
and Central Asia director at Human Rights Watch. “With no effort to identify and assist the people most in need at this criti-
cal moment, Turkmenistan is callously neglecting the most basic norms of human rights, which include the right to food.”

The Turkmen government should take immediate measures to make sure that people can get adequate food, Human 
Rights Watch and TIHR said. The government should also commission an independent, nationwide household sur-
vey to assess poverty and food security, make the data public, and use the information to ensure effective, affordable 
access to adequate, nutritious food for all members of society.

The country’s only universal assistance program provides government-subsidized food in so-called state shops. Anyone in 
Turkmenistan can buy food at state shops, an affordable alternative to privately owned shops selling food at market prices. But 
supplies began to falter in 2015–2016, after the global decline in hydrocarbon prices started to hit Turkmenistan’s state budget.

https://www.hrw.org/news/2020/04/14/covid-19-human-rights-checklist
https://www.hrw.org/europe/central-asia/turkmenistan
https://en.hronikatm.com/about-tihr/
https://en.hronikatm.com/about-tihr/
https://www.hrw.org/about/people/rachel-denber

